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Kurden und Türken

Kein anderer Konflikt hat den Menschen in der Türkei mehr Leid gebracht und höheren Blutzoll gefordert als der Streit darum, ob es ein Volk mit dem Namen Kurden gibt und eine Landschaft namens Kurdistan. Noch immer hat das Land deshalb mit dem Image des Folterstaats zu kämpfen. Internationale Menschenrechtsberichte enthalten immer noch umfangreiche Kapitel über die Türkei. Dein fatalen Ausmaß an Gewalt von beiden Seiten entspricht die Beharrlichkeit, mit der „die Kurden“ und „die Türken“ an ihre jeweiligen Geschichtsbilder glauben. Eine friedliche Lösung scheint nur möglich, wenn sich beide Kontrahenten von den Vorstellungen von Nation und Nationalstaat lösen können, die im 19. Jahrhundert in Europa ersonnen und über den ganzen Globus verbreitet worden sind und die heute weltweit an ihre Grenzen stoßen.

Die „kurdische Version“ von Nationalgeschichte. Für kurdische Nationalisten ist die kurdische Nation eine der größten und ältesten des Nahen Ostens. Schon 1597 pries Şeref ed-Dîn aus Bitlis in Anatolien, das damals ein bedeutendes regionales Zentrum war, in seinem Şerefnâme kurdische Kultur und Zivilisation. Lange bevor die türkischen Seldschuken 1071 die Byzantiner schlugen und die Herrschaft in Anatolien übernahmen, hatten die Kurden die Region besiedelt. Heute sind sie mit über 30 Millionen Menschen eines der größten Völker der Region: Mehr als 13 Millionen Kurden leben in der Türkei, 8 Millionen im Irak, 5,5Millionen im Iran, und auf 4 Millionen schätzt man ihre Zahl in Syrien. Sie sind damit das größte Volk der Welt ohne einen eigenen Staat. In der Türkei sind weite, geschlossene Gebiete im Südosten mehrheitlich kurdisch besiedelt, so die Provinzen Adiyaman, Ağri, Batman, Bingõl, Bitlis, Diyarbakir, Elaziğ, Hakkâri, Muş, Mardin, Siirt, Şirnak, Tunceli, Urfa und Van. Darüber hinaus stellen die Kurden große Gruppen der Bevölkerung in den angrenzenden Provinzen Malatya, Sivas, Erzurum und Kars. Unter den Osmanen waren
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die Kurden Anatoliens jahrhundertelang nicht einfach Untertanen des Sultans, sondern die kurdischen Talfürsten (derebey) verstanden sich eher als Vasallen, die ihr eigenes Revier beherrschten. Hier zogen die Osmanen weder direkt Steuern ein, noch hoben sie Soldaten aus, und als geographische Bezeichnung findet sich Kurdistan auf vielen Landkarten der Zeit. Erst in den dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts hatte die kurdische Selbstherrschaft ein Ende, Sultan Mahmud II. besiegte die derebey, und der spätere preußische General Helmuth von Moltke half ihm dabei. Die Briefe Moltkes, der als Berater an den Sultan ausgeliehen worden war, sind ein lebendiges Zeugnis dieser Zeit. Die osmanische Direktherrschaft über die Kurden war demnach kurz, doch war der Anteil der Kurden an der Gründung der türkischen Republik groß. Zusammen mit den Türken schlugen sie nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg im Norden die Armenier zurück und kämpften im Süden gegen die französische und im Westen gegen die griechische Besetzung Anatoliens. Während des Unabhängigkeitskrieges präsentierte Atatürk den neuen Staat nicht als Besitz der Türken, sondern als Heimstatt aller muslimischer Gruppen im Lande: der Tscherkessen, Lasen und Kurden. So sagte er 1920 vor der Ersten Nationalversammlung, die in Anatolien den Widerstand organisierte: „Es geht uns um ein Volk, das sich aus mehreren Gruppen von Muslimen bildet.“ In diesem Kriegsparlament stellten die Kurden des Südostens mit 74 von 437 Abgeordneten die größte regionale Gruppe. Deshalb sagen kurdische Politiker heute, die Kurden hätten damals nicht nur zusammen mit den Türken für den neuen Staat und seine Unabhängigkeit gekämpft. Vielmehr hätten sie sich „mit ihrem Land“ der Türkei angeschlossen und seien deshalb gleichberechtigte Mitgründer der Republik.

Das „Kurdenproblem“ und seine Geschichte. Eine solche Sicht der Dinge scheint nahtlos an die Haltung Kemal Atatürks aus den zwanziger Jahren anzuschließen. Doch als die prokurdische „Partei der Demokratischen Massen“ (DKP) 1997 diese Analyse in ihr Programm aufnahm, sah sie sich umgehend mit einem Antrag auf Verbot der Partei konfrontiert, dem vom Verfassungsge-
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gericht später auch stattgegeben wurde. Ihr Gründer Şerafettin Elçi schon Jahre vorher zu einer Gefängnisstrafe verurteilt worden, weil er gesagt hatte: „In der Türkei gibt es Kurden, und ich bin einer von ihnen“. Es half der DKP und ihrem Gründer auch nichts, daß sich bereits im März 1992 der damalige Ministerpräsident Süleyman Demirel in aller Öffentlichkeit zur Anerkennung der Existenz von Kurden in der Türkei durchgerungen hatte. Denn in den Augen Ankaras darf man ethnische Unterschiede nur zur Sprache bringen, wenn man gleichzeitig die Zugehörigkeit aller Gruppen zur – und ihre Verschmelzung mit – der türkischen Nation betont. Auf diese Weise wird verhindert, daß sprachliche oder religiöse Unterschiede zur Begründung irgendwelcher Rechte werden könnten. Ein Beispiel dafür ist der Muttersprachenunterricht. Weil nach offizieller Lesart alle Gruppen in der türkischen Nation aufgehen, kann Artikel 42, Absatz 9 der Verfassung noch heute festlegen, daß nur Türkisch als Muttersprache unterrichtet werden darf.

Tatsächlich zeichnete sich bereits vor Ausrufung der Republik ab, daß der frühe Pluralismus Atatürks nicht durchgehalten werden würde. Auf den Nationalkongressen von Erzurum und Sivas, wo sich 1919 die anatolische Opposition formierte, war viel von der Rettung des Osmanischen Reiches und der Befreiung des Kalifen in Istanbul die Rede. Bald jedoch sprach Atatürk nur noch von der 1500 Jahre alten Geschichte der Türken, und immer öfter ging es nicht um eine „Nation der Türkei“, sondern um die „Türkische Nation“. Ziel war ein türkischer Nationalstaat nach dem Vorbild der Nationalstaaten Europas.

Den traditionell frommen Kurden mißfiel sowohl die Fixierung auf die türkische Nation als auch die sich abzeichnende Distanz des neuen Staates zum Islam, der sie im Reiche der Osmanen mit den Türken auf eine Stufe gestellt hatte. Die weiteren Ereignisse bestärkten sie in ihren Zweifeln. 1921 wählte Atatürk die Abgeordneten der Zweiten Nationalversammlung eigenhändig aus und schob auf diese Weise sowohl der islamtreuen als auch der kurdischen Opposition einen Riegel vor. 1922 fiel das Sultanat, die weltliche Herrschaft des osmanischen Kalifen, und mit dem Verzicht
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der Türkei auf die osmanische Provinz Mossul im Jahre 1924 blieben die Kurden des Nordirak außerhalb des neuen Staates. In der Republik gerieten die Kurden damit den Türken gegenüber allzu deutlich in die Minderheit. Am 3. März 1924 erließ das Parlament zwei entscheidende Gesetze, die die Distanz der Kurden zum neuen Staat noch vergrößern sollten. Das eine betraf die Abschaffung des Kalifats, der geistigen Führung des osmanischen Herrschers über die Muslime. Es schwächte die Verbindung überzeugter Muslime zum Staat. Das zweite Gesetz wurde zur „Vereinheitlichung des Unterrichtswesens“ erlassen und verstaatlichte das gesamte Bildungswesen. Seine einschneidendsten Auswirkungen waren die Einstellung religiöser Unterweisung und die Einführung des Türkischen als Unterrichtssprache in allen Schulen. Turkisierung und Abkehr vorn Islam fielen erneut zusammen.

Bereits 1923 hatten nationalistische Kurden die Partei „Azadi“ (Freiheit) gegründet. In ihr fanden sich Offiziere der osmanischen Armee, Abgeordnete der Ersten Nationalversammlung und Stammesführer zusammen. Jetzt vereinigte sich der knospende kurdische Nationalismus mit islamischem Protest. Allein zwischen 1920 und 1930 probten die Kurden des Südostens sechzehnmal den Aufstand und wurden sechzehnmal besiegt. Die größte Erhebung wurde von einem Scheich des Nakşibendi-Ordens namens Said geführt. Sie begann am 13. Februar 1925 und wurde von kurmandschi- und zazasprachigen Stämmen unterstützt. Nach kurdischen Angaben ist der Krieg gegen Scheich Said mit größerer Mannschaftsstärke und mehr Kriegsgerät geführt worden als der türkische Befreiungskrieg und hat beiden Seiten auch mehr Opfer abverlangt. Kein Wunder, daß die „kurdische und die islamische Gefahr“ auf Jahrzehnte die Sicherheitspolitik der Republik Türkei bestimmen sollten und die politische Kultur noch heute prägen.

Als Reaktion auf die Erhebung drängte Ankara die Religion noch weiter zurück und verabschiedete eine Reihe laizistischer Reformen. Auch der Druck auf die Kurden nahm weiter zu. 1930 verloren alle kurdischen Beamten in den Provinzen des Südosten ihre Stellung. Bei Wahlen stellte die damals einzige Partei, die Republikanische Volkspartei (CHP), in den kurdischen Provinzen

[150/151]

meist türkische Kandidaten auf, und unbotmäßige Angehörige der kurdischen Eliten wurden in den Westen der Türkei verbannt. Am 13. Juli 1934 verabschiedete das Parlament ein Umsiedlungsgesetz, das dem Innenministerium das Recht gab, die Angehörigen von zwei Gruppen umzusiedeln. Erstens – so hieß es im Gesetz – „diejenigen, die sich nicht zur türkischen Kultur bekennen“ und zweitens „diejenigen, die sich zur türkischen Kultur bekennen, Aber außer Türkisch noch eine andere Sprache sprechen“. Mit „türkischer Kultur“ ist hier der Islam gemeint, weshalb die erste Gruppe die nichtmuslimischen Bürger umfaßte. Mit der zweiten Gruppe sind in der Hauptsache die Kurden gemeint. 5074 Familien mit insgesamt 25.381 Angehörigen wurden in den Westen umgesiedelt und konnten erst 13 Jahre später zurückkehren, als das Gesetz aufgehoben wurde.

In den dreißiger Jahren erreichte die Identifikation des Staates mit einem ethnischen Verständnis vom Türkentum ihren Höhepunkt. Mustafa Kemal ließ sich zu Äußerungen hinreißen wie: „Ein Türke ist soviel wert wie die ganze Welt“, und als 1932 eine Türkin zur Miss World gewählt wurde, war ihm das ein Beweis dafür, daß „die türkische Rasse weltweit die schönste ist“ Das waren nicht nur Ausrutscher. Mit kräftiger Ermunterung durch die Regierung entwickelten türkische Historiker in jenen Jahren die „Türkische Geschichtsthese“. Nach ihr sind die Hethiter und Sumerer Vorfahren der Türken, und die Türken wurden zu Gründern aller Menschheitskultur erklärt. Die staatliche Türkische Sprachgesellschaft konstruierte die sogenannte Sonnensprachentheorie, wonach Türkisch die Mutter aller Sprachen ist und das neu entwickelte Türkeitürkisch die direkte Verlängerung dieser „Ursprache“ darstellt. Der Abgeordnete Ruşeni Bey trieb die Begeisterung für das Türkentum auf die Spitze und sagte, der türkische Nationalismus sei die neue Religion der Türken. Atatürk pflichtete ihm bei. Kein Wunder, daß ab 1932 auch der Gebetsruf, der in der ganzen islamischen Welt auf Arabisch erfolgt, türkisiert wurde. Erst ab 1950 ertönte er wieder auf Arabisch.

Beamtete Historiker wollten damals allen Ernstes beweisen, daß die Kurden verwilderte Bergtürken seien. Die Situation zwi-
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schen Ausgrenzung und Assimilierung brachte der kurdische Arzt Nuri Dersimî auf den Punkt, als er dem Gouverneur seiner Heimatstadt klagte: „Sagen wir: ‚Wir sind Türken’, antwortet Ihr: ‚Nein, Ihr seid Kurden’. Doch wenn wir sagen: ‚Wir hier in Dersim (Tunccli) sind Kurden’, heißt es von Eurer Seite: ‚Nein, Ihr seid keine Kurden, denn Kurden gibt es nicht’“ Die Aufstände rissen nicht ab, und erst 1939 konnte die türkische Armee den Südosten des Landes ganz und dauerhaft unter Kontrolle bringen.

Von nun an ließen sich die kurdischen Notabeln auf die Bedingungen ein, unter denen in der Türkei Politik möglich war. Sie verzichteten auf religiöse und kulturell-nationale Forderungen und traten in die legalen Parteien ein. Ab 1950 brachte der Übergang zum Mehrparteiensystem auch den südöstlichen Provinzen etwas mehr Freiheit. Die CHP und auch die neugegründete „Demokratische Partei“ (DP) mußten jetzt auf Wählerwünsche Rücksicht nehmen. Der politische Frühling dauerte jedoch nicht lange. Als das Militär 1960 die DP-Regierung aus dem Amt jagte, brachen auch im Südosten wieder härtere Zeiten an. Erneut wurden einflußreiche Kurden und ihre Familien in den Westen umgesiedelt, und die Militärregierung ersetzte kurdische Dorfnamen durch türkische. Der Staat verzichtete jetzt auch darauf, die Zahl der Kurden amtlich zu machen, die Volkszählung von 1965 war die letzte, die nach der Muttersprache fragte.

In den siebziger Jahren nahm die Landflucht in die großen Städte zu. Der internationale Gegensatz zwischen Ost und West führte auch in der Türkei zur Polarisierung zwischen Links und Rechts, und die Kurdenfrage wurde erstmals in sozialistische Theorien eingebaut. Auf Studentendemonstrationen war die Rede von der „Kolonialisierung des kurdischen Südostens durch den türkischen Westen“, und das „türkische und kurdische Volk“ wurden aufgerufen, „sich gegen Imperialismus und Faschismus“ zur Wehr zu setzen.` Der Kurdenkonflikt wurde Teil der sozialen Frage, und 1973 erreichte Bülent Eccvit, der die CHP sozialdemokratisch ausrichten wollte, in den südöstlichen Provinzen hohe Wahlerfolge. Die „Türkische Arbeiterpartei“ (TIP) sprach als erste legale Partei von einem „kurdischen Volk in der Türkei“ und
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erzielte in Diyarbakir und Tunceli ihre größten Wahlerfolge. Die Kurdische Frage erschien jetzt primär als Vernachlässigung oder Ausbeutung des kurdischen Siedlungsgebiets durch den türkischen Staat, als Armuts- und Wirtschaftsproblem, auf das nur der Sozialismus eine Antwort hatte. Kurdische Aktivisten waren jetzt nicht mehr primär traditionell und religiös, und der kurdische Nationalismus wurde sozialistisch eingefärbt. Viele, die sich schon als Türken definiert hatten, verstanden sich jetzt erneut als Kurden. Die Solidarität zwischen der türkischen und kurdischen Linken hielt jedoch nicht lange. Während die türkische Linke erst den Sozialismus aufbauen und dann den Kurden Rechte gewähren wollte, bestanden Teile der kurdischen Linken auf einer national-bürgerlichen Revolution der Kurden. In dieser Auseinandersetzung entstand neben anderen Splittergruppen unter Führung Abdullah Öcalans der „Revolutionäre Weg Kurdistans“ (KDY). Seine Kader bildeten ab 1978 den Kern der „Arbeiterpartei Kurdistans“ (PKK).

Der Putsch von 1980 richtete sich primär gegen die Linke und gegen den politischen Aufbruch unter den Kurden. Bevor die Militärs abtraten, ließen sie eine neue Verfassung ausarbeiten, welche die Identifikation des Einzelnen mit der türkischen „Nationalkultur“ zur Voraussetzung für die Geltung der Grundrechte und für die Straffreiheit von politischer Betätigung machte. Die Verfassung postulierte in Artikel 11 „die untrennbare Einheit von Staatsgebiet und Staatsvolk“, verpflichtete die Bürger in der Präambel auf die „geschichtlichen und geistigen Werte des Türkentums“ und definierte damit die Nation als ethnisch türkisch. In Artikel 14 verbot die Verfassung, „Unterschiede in Sprache, Rasse, Religion oder Konfession hervorzubringen“ und schob damit jeglicher Betonung nicht-türkischer – und damit auch kurdischer – Identität einen Riegel vor. Zu dieser Haltung paßte, daß am 22. Oktober 1983 der Gebrauch des Kurdischen in den Medien und bei öffentlichen Versammlungen verboten wurde. Wie in den dreißiger Jahren fanden sich erneut Wissenschaftler, die – vom offiziellen Thinktank AKDTYK angeleitet – „wissenschaftlich“ bewiesen, daß Kurdisch keine Sprache sei, sondern ein persische
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Dialekt, und in Publikationen des Militärs tauchte der Begriff „Bergtürken“ wieder auf.

Der Putsch hatte mit rechten und linken Organisationen aufgeräumt, und das Ende das Ost-West-Gegensatzes ließ die sozialistische Orientierung der Kurden obsolet erscheinen. Was für die Islamisten und die Alewiten gilt, gilt auch für die Kurden: Die Links-Rechts-Fronten zählten nicht mehr, und kulturalistische Politik trat an ihre Stelle. Von Kurden zu sprechen, war freilich verboten, mögliche gemeinsame Interessen von Kurden zu behaupten erst recht, und an die Gründung einer offen prokurdischen Partei war nicht zu denken. In dieser Lage setzte sich die Bewegung durch, die sich bereits vor 1980 uf eine „revolutionäre Lösung“ und ein „unabhängiges Kurdistan“ festgelegt hatte und schon damals bereit gewesen war, den Weg der Gewalt zu gehen: die PKK. Nach dem Putsch hatte das Militär im türkischen Südosten besonders grausam durchgegriffen; das Militärgefängnis Divarbakir war für seine Folterpraktiken bekannt. Der Boden in den kurdischen Gebieten war bereitet für eine neue Welle der Gewalt.

Der Terror der PKK begann im August 1984 mit Überfällen auf Militärposten in den Kleinstädten Eruh und ,Semdinli, dicht an der Grenze zum Irak. Staatliche Stellen sprachen von einem Haufen Vagabunden, den man der örtlichen Gendarmerie überlassen könnte, die noch heute in den ländlichen Regionen Polizeiaufgaben wahrnimmt. Doch nur ein Jahr später wurde deutlich, daß die PKK nicht unterschätzt werden durfte. Öcalans Truppe griff nicht nur militärische Ziele und Polizisten an, sondern ermordete auch Ärzte und Lehrer. Sie bekämpfte rivalisierende kurdische Gruppen und überfiel Dörfer und Stämme, die sich nicht von ihr gegen den Staat mobilisieren ließen. Schon 1985 sah sich Ankara gezwungen, ganze kurdische Stämme zu bewaffnen und als Dorfschützer zu besolden, damit die PKK nicht noch mehr Zulauf erhielt. Denn – anders als alle vorhergehenden kurdischen Organisationen – war die PKK kein Verein von Notabeln, Großgrundbesitzern, Stammesführern und Gebildeten. Sie scharte die Jugendlichen und jungen Männer der Region um sich, denen weder der
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Staat noch die traditionellen kurdischen Autoritäten eine Perspektive gaben. 1990 waren 18.000 Dorfschützer im Einsatz, 1994 schon 63.000. 1993, ein Jahr zuvor, hatte Öcalans Truppe den Höhepunkt ihrer Macht erreicht. Sie errichtete über weite Teile des Südostens eine Art Parallelverwaltung und kontrollierte das Leben außerhalb der Garnisonen und der größeren Städte.

In Ankara schrillten die Alarmglocken. Die Militärs nutzten den Tod von Staatspräsident Turgut Özal 1993, um der neuen und unerfahrenen Ministerpräsidentin Tansu Çiller das Heft aus der Hand zu nehmen. 1994 wurde im großen Stil Krieg gegen die PKK geführt. Ein Viertel der zweitgrößten Armee der NATO war im Südosten der Türkei konzentriert, zusammen mit der Polizei 300.000 Mann. An den Grenzen zum Irak und zum Iran sowie in der Provinz Tunceli wurden – offiziell – mehr als 2.500 Dörfer zwangsgeräumt und teilweise niedergebrannt. Fast 3 Millionen Menschen flüchteten von den Dörfern in die Städte der Region oder wanderten in den Westen ab. Um der PKK Rückzugsgebiete zu entziehen, brannte die Armee ganze Wälder nieder, Öcalan antwortete darauf mit Brandstiftungen in den Forstgebieten rund um Istanbul, an der türkischen Südküste und in der Ägäis. In den kurdischen Städten häuften sich ab 1991 politische Morde an Oppositionellen. Allein 1993 blieben 467 dieser Gewalttaten unaufgeklärt. 1994 verschlang der Feldzug gegen die PKK 12 Prozent des Volkseinkommens. Eine Inflation von 149,6 Prozent und starke in- und ausländische Verschuldung waren die Folge.

Im November 1995 verkündete die PKK einseitig einen Waffenstillstand, und Abdullah Öcalan erklärte, ein unabhängiger kurdischer Staat sei nicht sein Ziel. Obwohl die Scharmützel weitergingen, war der Krieg entschieden. 1998 erlaubte die internationale Lage der Türkei, Syrien offen mit Krieg zu drohen, falls Öcalan Damaskus nicht verließe, von wo aus er jahrelang die PKK befehligt hatte. Nur wenige Tage später war Öcalan in Rußland, und nach Stationen in Rom und Griechenland endete seine Irrfahrt am 16. Februar 1999 in Kenia. Beim Verlassen des Griechischen Konsulats in Nairobi wurde der PKK-Führer – vermutlich vom israe-
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tischen Geheimdienst MOSSAI) – festgenommen und der Türkei überstellt Dem Vorwurf, den Tod von 25 000 Menschen verursacht zu haben, folgte das Todesurteil. Die PKK verkündete einmal mehr das Ende der bewaffneten Aktionen und wählte auf ihrem Achten Parteitag im kurdischen Nordirak einen neuen Namen. Als KADEK („Kongreß für Freiheit und Demokratie in Kurdistan“) wollte sie künftig auf friedlichem Wege für eine Autonomie der kurdischen Gebiete innerhalb der Türkei kämpfen. Im November 2003 löste sich auch der KADEK auf, und die Aktivisten arbeiten jetzt als „Kongeya Gel“ („Volkskongreß Kurdistans“) weiter. Die Türkei ist jedoch nicht gewillt, irgendeine Nachfolgeorganisation der PKK als Verhandlungspartner anzuerkennen, und besteht darauf, daß die letzten 5.000 Militanten im Nordirak die Waffen niederlegen.

Für legale prokurdische Organisationen bleibt die Luft in der Türkei weiterhin äußerst dünn. Früher oder später sind bisher alle Parteien mit einem regionalen Schwerpunkt im Südosten und mit Programmpunkten zur Kurdenfrage verboten worden. 1993 traf es die HEP, 1994 ihre Nachfolgerin DEP und die DKP Şerafettin Elçis, 1999 und 2003 die Nachfolgerin von HEP und DEP mit Namen HaDeP. Gegen zwei weitere Parteien, die DeHaP und die „Hak-Par“, laufen Ermittlungen des Staatsanwalts.

Das Wahlsystem tut ein übriges, um prokurdische Stimmen aus dem Parlament zu halten. 1999 waren die HaDeP und 2003 ihre Nachfolgerin DeHaP in den meisten Provinzen des Südostens jeweils stärkste Partei. Doch weil sie landesweit mit 4,75 beziehungsweise 6,2 Prozent der Stimmen unter der Zehn-Prozent-Hürde blieben, sind offen prokurdische Positionen seit 1994 nicht mehr im Parlament vertreten. Für kurdische Nationalisten ist es bitter, daß prokurdische Parteien bei den Kurden im Westen des Landes so wenig Anklang finden. Unter den besseren Lebensbedingungen haben Schlagworte wie „kulturelle Rechte“, „Identität“ und „Autonomie“ nur sehr begrenzte Durchschlagskraft. Dieser Mißerfolg prokurdischer Parteien auf Landesebene hat in der „türkischen“ Argumentation zur Kurdenfrage einen festen Platz.
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(Bild)

Die „türkische Position“ in der Kurdenfrage. Nur Rechtsextreme sagen in der Türkei heute noch, es gebe keine Kurden. Doch Forderungen nach kulturellen Rechten oder gar Autonomie für bestimmte Regionen kann der Mann auf der Straße genauso wenig nachvollziehen wie die staatliche Elite. Begründet wird die Ablehnung in der Regel damit, daß die Kurden sich nicht als Volk oder gar als Nation verstünden. Es habe in der Geschichte nicht einen einzigen kurdischen Staat gegeben. Die Aufstände zu Beginn der Republik seien kein Krieg zwischen Kurden und Türken gewesen, sondern Streitigkeiten einzelner kurdischer Stämme mit dem Staat, der immer andere kurdische Stämme fand, die ihn bei der
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Niederschlagung dieser Erhebungen unterstützten. Weder sprachlich noch religiös seien die Kurden eine Einheit. Zazasprachige Kurden könnten sich mit kurmandschisprachigen nicht unterhalten, und kurdische Alewiten verheirateten ihre Töchter wohl mit türkischen Alewiten, nicht aber mit Sunniten, egal ob Kurde oder nicht. Auf diese Weise hätten sich Kurden und Türken über Jahrhunderte vermischt. Auch die Konzentration auf die Sprache helfe nicht weiter. Denn ziehe man die Zazasprachigen ab, sinke der kurdische Anteil an der Bevölkerung auf nur 6,2 Prozent. Mehr noch, durch die Landflucht aus dem Südosten in den Westen lebe die Mehrzahl der Kurden heute außerhalb ihrer alten Siedlungsgebiete. Die größte kurdische Stadt sei demnach heute Istanbul und nicht Diyarbakir. Wie solle da die Gewährung von besonderen Rechten für die Kurden vor sich gehen?

Ohnehin sei die Kurdenfrage kein Problem von Minderheitenrechten, sondern eine Folge ungleicher Entwicklung in verschiedenen Landesteilen. Tatsächlich erwirtschafteten die 10 reichsten der 80 Provinzen des Landes, die im Westen und an der Mittelmeerküste liegen, 1998 57 Prozent des Bruttosozialprodukts. Die 10 ärmsten Provinzen, die sich fast ausschließlich im Südosten finden, kamen zusammen auf nur 0,1 Prozent. Im westanatolischen Izmir lag das Pro-Kopf-Einkommen bei stolzen 7.096 Dollar – im südostanatolischen Muh jedoch nur bei 654 Dollar. In Südostanatolien ist die Analphabetenrate mit 40 Prozent so hoch wie in Kamerun; in der Region Marmara im Westen des Landes beträgt sie – wie in Portugal – nur z 1,8 Prozent. Die Zahl der Ärzte und Krankenhäuser, der Studienplätze und sonstiger Kultureinrichtungen folgt diesem Muster. Was sich als kurdischer Unmut äußere, sei deshalb primär wirtschaftlich bedingt und werde schnell verebben, sobald sich die wirtschaftliche Lage bessere. Dabei könne, aller Ungleichheit zum Trotz, von einer planmäßigen Vernachlässigung des Südostens nicht gesprochen werden. Denn die Lage in manchen Gebieten der Schwarzmeerküste und Zentralanatoliens sei nicht weniger trostlos. Außerdem würden seit Jahrzehnten Unsummen in Staudammprojekte in Südostanatolien investiert, damit die Region endlich entwickelt werde.
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Kurden und Türken stünden der Staatsdienst und die politischen Parteien gleichermaßen offen. Doch gehe es nicht an, daß man sich als abgegrenzte Gruppe mit besonderen Bedürfnissen und Interessen präsentiere und Sonderrechte geltend mache. Das führe letztendlich zur Spaltung des Vaterlandes. Viele Kurden seien in höchste Staatsämter aufgestiegen. Staatspräsident Türgut Üzal habe sich seiner kurdischen Wurzeln gerühmt, der ehemalige Außenminister Hikmet Çetin, der frühere türkische NATO-Sekretär Kamran Inan, der heutige Innenminister Abdülkadir Aksu und andere bekannte Politiker seien Kurden. Wer trotz der Freiheiten und der Möglichkeiten, die sich den Kurden bieten, im Namen eines kurdischen Volkes politisch tätig werde, könne nur ein Agent des Auslandes sein, der die Sicherheit des Landes unter​graben wolle. So habe Syrien die Kurden lange unterstützt, um Druck auf die Türkei hinsichtlich der Wasser von Euphrat und Tigris auszuüben. Der Iran habe militanten. Kurden Unterschlupf gewährt, da ihm an der Schwächung der laizistischen Republik liege. Die USA wiederum sähen in ihnen ein Faustpfand für das politische Wohlverhalten Ankaras, und die EU benutze die Kurden zur Spaltung der Türkei, vor deren geballter Kraft und Größe sie sich fürchte.

Begriffe wie Spalter, Verräter und Kollaborateur fallen jedoch nicht nur bei „den Türkern“. Die PKK hat ebenfalls „Verräter“ ausgemacht und sogar ermordet. Abgeordnete prokurdischer Parteien haben kurdische Mitglieder anderer Parteien des Verrats an der kurdischen Sache beschuldigt und auch Şerafettin Elçi und seine Partei der „Spaltung der kurdischen Öffentlichkeit“ geziehen. Sowohl für den türkischen Staat als auch für die PKK thront die nationale Identität hoch über allen anderen Eigenschaften eines Menschen. Weil nach dieser Logik nur die Nation Rechte hat und nur die Zugehörigkeit zur ihr Rechte des Individuums begründen kann, ist es so wichtig, ob die Kurden eine Nation beziehungsweise ein Volk sind oder nicht. Solche Vorstellungen von Nation und Nationalstaat stammen aus Europa, doch dort sind heute längst andere Dinge wichtig. Quelle von Rechten ist in Europa das Individuum, der einzelne Bürger, und nicht das Kol-
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lektiv. Die Aufgabe des Staates ist es nicht, mit sanftem oder starkem Zwang die kulturelle Einheit der Nation herbeizuführen, sondern ihre Pluralität zu bewahren und zu fördern. Auch in «Kurdistan» kehrt Friede erst ein, wenn das Recht des Einzelnen auf Muttersprachenunterricht keine kurdische Nation zur Begründung braucht und wenn sich die türkische Nation dadurch nicht gefährdet sieht. Die eine Bedingung ist nur gleichseitig mit der anderen zu haben.

